
regierung) müssten gegeben sein, damit Seilbahnen, 
Lifte und Skiabfahrten landesplanerisch ermöglicht 
werden könnten?

 b)  Wie definiert die Staatsregierung die „Ruhezonen“ ge-
mäß Naturschutzprotokoll der Alpenschutzkonvention, 
wenn Skigebiete in der Alpenplanzone C zugelassen 
werden?

2.  a)  Sieht die Staatsregierung die Gefahr, dass durch den 
angedachten „Schutzgebietstausch“ Präzedenzfälle 
entstehen, die es auch anderen Alpenanrainern er-
möglichen würden, schwere Eingriffe in die höchste 
Schutzzone des Alpenplans vorzunehmen?

 b)  Falls nein, wie kann die Staatsregierung ihren diesbe-
züglichen Optimismus begründen?

3.   Wie stehen das Staatsministerium der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat auf der einen und das 
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz 
auf der anderen Seite zu den eingangs erwähnten Vor-
würfen der bayerischen Naturschutzverbände?

4.  a)  Welcher Anteil des Wannenkopfs befindet sich bereits 
in der Alpenschutzzone C?

 b)  Welche naturschutzrechtliche Kartierung weisen die 
restlichen Flächen auf?

 c)  Welche naturschutzrechtlichen Vorteile würden sich 
durch die Aufnahme dieser Gebiete in die Alpen-
schutzzone C für ebendiese Gebiete ergeben?

5.  a)  Welche Schutzstufe ist für das herauszunehmende 
Gebiet am Riedberger Horn geplant?

 b)  Welche Schutzstandards würden folglich in welchem 
Maße heruntergefahren?

6.   Wie  haben sich jeweils die Übernachtungszahlen in 
den Sommer- und Wintermonaten, die Arbeitslosen-
quote, die Bevölkerunganzahl und das Steueraufkom-
men in den Gemeinden Balderschwang und Obermai-
selstein in den letzten 10 Jahren entwickelt?

7.   Mit welchem Ergebnis wurde der von der Staatsregie-
rung erneut aufgegriffene „Schutzgebietstausch“ Ried-
berger Horn gegen Wannenkopf in den letzten Jahr-
zehnten kommunalpolitisch behandelt?

8.  a)  Herrscht bei der Beantwortung der obigen Fragestel-
lungen Einigkeit zwischen dem Staatsministerium der 
Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat und dem 
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz? 

 b)  In welchen Punkten kommen die beiden Ministerien zu 
unterschiedlichen Bewertungen?

 c)  Wie werden diese im weiteren Verfahren entsprechend 
gewürdigt?  
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Schriftliche Anfrage
des Abgeordneten Ludwig Hartmann  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
vom 03.08.2016

Herausnahme des Riedberger Horns aus der höchsten 
Schutzzone des Alpenplans II

In der Kabinettssitzung vom 19.07.2016 hat die Staatsre-
gierung die Herausnahme des Riedberger Horns aus der 
höchsten Schutzzone des Alpenplans beschlossen: “Der 
Ministerrat hat daher das Staatsministerium der Finan-
zen, für Landesentwicklung und Heimat beauftragt, für 
den Fall eines positiven Ausgangs der Bürgerbeteiligung 
die notwendigen Schritte zur Änderung der Zonenabgren-
zungen am Riedberger Horn sowie am Wannenkopf ein-
zuleiten.“ (laut Pressemitteilung der Staatskanzlei vom 
19.07.2016, Punkt 3., http://www.bayern.de/wp-content/
uploads/2016/07/160719-Ministerrat.pdf ). Alternativ zu die-
sem Tausch soll das zuständige Staatsministerium der Fi-
nanzen, für Landesentwicklung und Heimat eine Änderung 
des Landesentwicklungsprogramms prüfen – und zwar mit 
dem Ziel, «Seilbahnen, Lifte und Skiabfahrten landesplane-
risch unter bestimmten naturschonenden Voraussetzungen 
zu ermöglichen» (ebenda).

Laut einer Pressemitteilung (PM) der Naturschutz-
verbände (http://www.bund-naturschutz.de/uploads/tx_news/
Gemeinsame_Pressemitteilung_bayerischer_Naturschutz
verb%C3%A4nde_zum_Riedberger_Horn.pdf) läge der ge-
plante Bereich für Pisten und Lifttrassen am Riedberger 
Horn zu erheblichen Teilen im Bereich einer großen, aktiven 
Rutschung und gelte als „labiles Gebiet“ im Sinne des Bo-
denprotokolls der Alpenkonvention. In Artikel 14 dieses Pro-
tokolls werden „Bau und Planierung von Skipisten in labilen 
Gebieten“ ausgeschlossen.  Beim Bau der Piste müssten fer-
ner rund sechs Hektar Bergwald gerodet werden. Fachleute 
schließen dann Murenabgänge bis zur Riedbergpassstraße 
nicht aus. Das Gebiet ist laut Gefahrenhinweiskarte des Lan-
desamtes für Umweltschutz (LfU) stark erosionsgefährdet.

Leider ist das Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat in der Antwort auf meine Anfra-
ge zum Plenum vom 18. Juli 2016, Drucksachennummer 
17/12693, nicht auf die dortigen Fragestellungen eingegan-
gen, weshalb ich mich gezwungen sehe, die Fragen in Form 
dieser Schriftlichen Anfrage nochmals zu stellen und durch 
weitere Fragestellungen zu ergänzen.

Hiermit frage ich die Staatsregierung, insbesondere das 
Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung und 
Heimat und das Staatsministerium für Umwelt und Verbrau-
cherschutz:

1.  a)  Welche konkreten „naturschonenden Voraussetzun-
gen“ (Zitat aus der oben erwähnten PM der Staats-

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de –Dokumente abrufbar. 
Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen/Tagesübersicht zur Verfügung.
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Antwort
des Staatsministeriums der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat
vom 08.09.2016

Die Schriftliche Anfrage wird im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz wie 
folgt beantwortet: 

1.	a) 	Welche konkreten „naturschonenden Vorausset-
zungen“ (Zitat aus der oben erwähnten PM der 
Staatsregierung) müssten gegeben sein, damit 
Seilbahnen, Lifte und Skiabfahrten landesplane-
risch ermöglicht werden könnten?

	 b) 	Wie definiert die Staatsregierung die „Ruhezonen“ 
gemäß Naturschutzprotokoll der Alpenschutzkon-
vention, wenn Skigebiete in der Alpenschutzzone 
C zugelassen werden?

Die erforderliche Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. 
Deshalb kann zu beiden Fragestellungen zum jetzigen Zeit-
punkt noch keine Aussage getroffen werden.

2.	a) 	Sieht die Staatsregierung die Gefahr, dass durch 
den angedachten „Schutzgebietsaustausch“ Prä-
zedenzfälle entstehen, die es auch anderen Alpen-
anrainern ermöglichen würden, schwere Eingriffe 
in die höchste Schutzzone des Alpenplans vorzu-
nehmen?

	 b) 	Falls nein, wie kann die Staatsregierung ihren 
diesbezüglichen Optimismus begründen?

Weitere Planungen von Gemeinden in der Zone C sind nicht 
bekannt.

3.		  Wie steht das Staatsministerium der Finanzen, 
für Landesentwicklung und Heimat auf der einen 
und das Staatsministerium für Umwelt und Ver-
braucherschutz auf der anderen Seite zu den ein-
gangs erwähnten Vorwürfen der bayerischen Na-
turschutzverbände?

Die vorgebrachten Einwände, insbesondere im Hinblick auf 
das Bodenschutzprotokoll der Alpenkonvention, wären in 
den anschließenden Genehmigungsverfahren von den zu-
ständigen Behörden konkret zu prüfen.

4.	a) 	Welcher Anteil des Wannenkopfs befindet sich be-
reits in der Alpenschutzzone C?

Die geografische Abgrenzung des Wannenkopfes ist nicht 
eindeutig. Ein Anteil lässt sich somit nicht berechnen.

	 b) 	Welche naturschutzrechtliche Kartierung weisen 
die restlichen Flächen auf?

Die restlichen Flächen liegen im FFH-Gebiet DE8527301.02 
(FFH = Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie), im Landschafts-
schutzgebiet „Hörnergruppe“ (LSG-00467.01 [OA-16]) so-
wie im Naturpark „Nagelfluhkette“ (NP-00018 [BAY-18]).

	 c) 	Welche naturschutzrechtlichen Vorteile würden 
sich durch die Aufnahme dieser Gebiete in die Al-
penschutzzone C für ebendiese Gebiete ergeben?

Nach Ziel 2.3.6 des Landesentwicklungsprogramms Bayern 
(LEP) sind in der Zone C Verkehrsvorhaben im Sinn von 
2.3.3 des LEP landesplanerisch unzulässig. Dies gilt nicht 
für notwendige landeskulturelle Maßnahmen.

5.	a) 	Welche Schutzstufe ist für das herauszunehmende 
Gebiet am Riedberger Horn geplant?

	 b) 	Welche Schutzstandards würden folglich in wel-
chem Maße heruntergefahren?

Die relevanten Flächen der Zone C würden der Zone B des 
Alpenplans zugeordnet werden. Nach Ziel 2.3.5 des LEP 
sind in der Zone B Verkehrsvorhaben im Sinn von 2.3.3 des 
LEP landesplanerisch nur zulässig, wenn eine Überprüfung 
im Einzelfall ergibt, dass sie den Erfordernissen der Raum-
ordnung nicht widersprechen.

6.		  Wie haben sich jeweils die Übernachtungszahlen 
in den Sommer- und Wintermonaten, die Arbeitslo-
senquote, die Bevölkerungsanzahl und das Steu-
eraufkommen in den Gemeinden Balderschwang 
und Obermaiselstein in den letzten 10 Jahren ent-
wickelt?

In der Gemeinde Balderschwang sind in den letzten zehn 
Jahren (2006 bis 2015 bzw. 2006/2007 bis 2015/2016)
–	 die Übernachtungszahlen in den Sommermonaten  

(1. Mai bis 31. Oktober) von 69.581 auf 72.965 sowie 
in den Wintermonaten (1. November bis 30. April) von 
79.943 auf 85.993 angestiegen1,

–	 die Zahl der Arbeitslosen mit 4 Personen konstant geblie-
ben2,

–	 die Bevölkerung von 219 auf 327 Personen angestiegen 
sowie

–	 die Steuereinnahmen von 302.127 Euro auf 438.633 
Euro angestiegen.

In der Gemeinde Obermaiselstein sind in den letzten zehn 
Jahren (2006 bis 2015 bzw. 2006/2007 bis 2015/2016)
–	 die Übernachtungszahlen in den Sommermonaten (1. 

Mai bis 31. Oktober) von 86.090 auf 86.503 sowie in den 
Wintermonaten (1. November bis 30. April) von 64.139 
auf 64.511 angestiegen,

–	 die Zahl der Arbeitslosen von 25 auf 14 Personen gesun-
ken,

–	 die Bevölkerung von 964 auf 974 Personen angestiegen 
sowie

–	 die Steuereinnahmen von 719.305 Euro auf 1.114.090 
Euro angestiegen.

7.		  Mit welchem Ergebnis wurde der von der Staats-
regierung erneut aufgegriffene „Schutzgebiets-
austausch“ Riedberger Horn gegen Wannenkopf 
in den letzten Jahrzehnten kommunalpolitisch be-
handelt?

Der obersten Landesplanungsbehörde ist die Thematik bis-
lang insoweit bekannt, als sie Gegenstand von Überlegun-
gen vor der Beantragung des Zielabweichungsverfahrens 
war; diese gingen auf einen Vorschlag des Landratsamtes 
Oberallgäu im Jahr 2007 zurück. 

Zur Behandlung der Thematik in den kommunalpoliti-
schen Gremien liegen der obersten Landesplanungsbehör-
de keine Erkenntnisse vor.

1	  �In der Statistik des Bayerischen Landesamts für Statistik wurden 
Gästeübernachtungen in Beherbergungsbetrieben mit mindes-
tens neun (bzw. ab 2012 zehn) Gästebetten sowie Campingplätze 
mit mindestens drei (bzw. ab 2012 zehn) Stellplätzen berücksich-
tigt.

2	  �Für die Gemeinden Obermaiselstein und Balderschwang sind 
keine Arbeitslosenquoten verfügbar; die Bundesagentur für Arbeit 
veröffentlicht diese erst ab 15.000 zivilen Erwerbspersonen.
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8.	a) 	Herrscht bei der Beantwortung der obigen Frage-
stellungen Einigkeit zwischen dem Staatsminis-
terium der Finanzen, für Landesentwicklung und 
Heimat und dem Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz? 

	 b) 	In welchen Punkten kommen die beiden Ministeri-
en zu unterschiedlichen Bewertungen?

	 c) 	Wie werden diese im weiteren Verfahren entspre-
chend gewürdigt?

Die Beantwortung der Schriftlichen Anfrage erfolgt im Ein-
vernehmen mit dem Staatsministerium für Umwelt und Ver-
braucherschutz.


